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1  EINLEITUNG
Sollen wir die schrecklichen Geschehnisse der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft doch endlich ver​gessen und die Geschichte ruhen lassen, oder müssen wir die Geschichte unseres Landes "aufarbeiten", "bewältigen" und "Vergangenheitsbewältigung" fordern?

Obwohl "jene Zeit für die Bürger unseres Staates aus der Zeitgeschichte in die Geschichte abgewandert ist, ist sie weiterhin für die inneren und äußeren Bedingungen unseres Staats​lebens prägend. Und die Gefahr totalitärer Denk- und Ordnungsformen ist noch keineswegs gebannt" 
.

"Ver​gangenheitsbewältigung" bzw. "geschichtliche Aufarbeitung" darf nicht das Ziel haben, die Menschen der Bundesrepublik Deutschland in eine Art "ewige Schuldig​keit" oder "Stigma​ti​sierung" zu drängen. Wir alle müssen vielmehr lernen, die Geschehnisse dieser schreck​lichen Zeit zu verzeihen, ohne unsere Geschich​te zu vergessen bzw. zu verleugnen, um die Chance des "Lernens aus Erfah​rung und Geschichte" nicht zu vers​pielen. Wir müssen aus und durch unsere Geschichte lernen, um eine Wiederho​lung in der Zukunft vermeiden zu können!

"Hier sei an die alte Wahrheit erinnert, der die Gedenkstätte Yad Vashem in Jerusalem gewidmet ist: Das Geheimnis der Erlösung ist die Erinnerung. Nicht das Vergessen, sondern die Erinnerung macht frei, und dazu gehört das peni​ble, sorgfältige Aufarbei​ten der Ver​gangenheit. Was verdrängt wird, kehrt zurück, furchtbarer als zuvor. Der Vergangenheit muß man sich gerade um der Zukunft willen stellen." 

Dabei ist zum Beispiel die Forderung, "die Auf​arbeitung von Vergangenheit im Unterricht müsse viel stärker als bisher am Alltag des 'Dritten Reiches' betrieben werden" 
, durchaus sinnvoll.


"Das abstrakte Reden über Verbrechen und Widerstand leistet dagegen nichts. [...] Man sollte an Beispielen zeigen, in welcher Situation die Menschen damals stan​den, wie viele in das Mitmachen hineingeschlittert sind, etwa wie sie dazu kamen, in die Partei ein​zutreten, und wie andere je aus ihrer Situation in irgendeiner Form schließlich Widerstand riskier​ten." 

Das folgende "Beispiel" über die menschenverachtende NS-Justiz aus der Augsburger All​gemeinen 
 vom 25.08.1989, das den Vorkommnissen in Aulzhausen sehr ähnelt, zeigt diese Möglichkeit der "Vergangenheitsbewältigung" besonders auch im Hinblick auf die Zwangs​arbeiterproblematik während des Zweiten Weltkrieges.

„Ich bitte euch: Weinet nicht“
Wie die menschenverachtende Nazi-Justiz zwei junge Polen dem Henker auslieferte 

[ Augsburger Allgemeine vom 25.08.1989, Nr. 194, S.3. (Hans Wüllenweber) ]


Mit dem deutschen Überfall auf Polen begann 1939 der Zweite Weltkrieg und damit auch der Terror der NS-Sonderjustiz gegen die Zivilbevölkerung. Am rücksichtslosesten gingen die Richter gegen Zwangsarbeiter aus Polen und dem Osten vor, noch gnadenloser als gegen Tausende Deutsche, die sie unter Verhöhnung gesitteten Rechts hinrichten ließen. Stellvertretend für die extrem rechtswidrigen, bis heute nicht aufgehobenen Todesurteile der NS-Justiz steht die folgende Tragödie um zwei junge Polen im Allgäu.

Die Henkersknechte zerren den schwarzen Vorhang, der die Guillotine verhüllt, beiseite. Sie packen das schmächtige halbkahl geschorene Mädchen mit geübten Griffen, schieben es vornüber ins Gerüst und ziehen die Fesseln an. Eine Sekunde später löst der Scharfrichter das 40 Kilo schwere Fallbeil aus. Der Kopf der 18-jährigen Genoveva (Genia) Sieradcka fällt in den Korb. Ein Justizmord ist vollstreckt.

Drei Minuten später enthauptet der Henker den gleichaltrigen polnischen Landsmann des Mädchens, Heinrich, genannt Stefan Gura. An dem angeblichen Verbrechen Ge​nias, einer Brandstiftung ohne jeden Schaden, war er überhaupt nicht beteiligt. Es ist der 3. Sep​tember 1943. Exeku​tionsort: Ge​fängnis Mün​chen-Stadel​heim.

Der „Hinrichtungsleiter“, ein Land​gerichtsrat, unterzeichnete die Exe​kutions​protokolle für Reichsjustizminister Otto Thierack. Er berichtet Hitlers oberstem Paladin des „Rechts“: „Die Verurteilte war ruhig und gefasst. Von der Übergabe an den Scharfrichter bis zum Fall des Beiles vergingen acht Sekunden. Der Kopf wurde sofort vom Rumpf getrennt. Der Gefängnisarzt überzeugte sich vom Eintritt des Todes. Der ganze Hinrichtungsvorgang dauerte vom Verlassen der Zelle an gerechnet eine Minute und sechs Sekunden. Vorkommnisse von Be​deu​tung sind nicht zu berichten.“

Verhängnisvoller Anruf

Bachtel im Oberallgäu, Juli 1989, 46 Jahre später: „An dieses größte Ver​brechen des Gerichts“, bricht es aus dem betagten Mann hervor, „habe ich jedes Jahr mehr als 265 mal denken müssen; immer sehe ich das guate Mädle, die Genoveva, und den armen, armen Stefan vor mir. Ich schließe sie oft in mein Gebet ein.“ Der 82-jährige Bauer quält sich mit Selbstvorwürfen. Er glaubt, für das grausige Ende Genias und Stefans mitverantwortlich zu sein. In einer Sekunde jähen Schrecks hat er damals das Dienstmädchen Genoveva beim Orts​gendarmen in Oy angezeigt: „Die Polin hat versucht, im Untertennen Feuer zu legen; Schaden ist nicht entstanden.“ Der Anruf reute ihn schon am nächsten Tag. Genia war verhaftet worden. Geschockt vernahm der Bauer, was er sich nicht vorstellen konnte: Nun gehe es um den Kopf des Mädchens, weil es Polin sei.

Ein dunkler Novemberabend 1942. Gegen halb acht bemerkt der Bauer in der Tenne einen kleinen Feuerschein. Er sieht die 17-jährige Ge​noveva am Holzstoß in der mit Heu gefüllten Scheune mit einem flammenden Reisigbüschelchen hantieren. Mit einem zweiten Sträußchen trockener Zweige schlägt sie die Flam​men aus. In der Aufregung gibt die Bäuerin ihr eine Ohrfeige, ruft der Bauer die Polizei an. Anderntags gehen sie zum Gendarmen: „Wir ziehen die Anzeige zurück.“ Die Behörde reagiert nicht. Der Bauer fleht: „Dann nur eine kleine Strafe!“

Sommer 1989: Die Erinnerung überwältigt den 82-jährigen immer mehr: „Wir konnten uns doch über das Mädle nicht beklagen! Genoveva arbeitete gut und war talentiert. Sie ging lieb mit unseren kleinen Kindern um. Sie war ja selbst fast noch ein Kind, als sie mit 15 zu uns kam.“ Zorn auf Naziregime und Krieg packt ihn erneut: „Das ist doch etwas Furchtbares, ein so junges Kind aus Elternhaus und Heimat zu reißen und es in einem fremden Staat zur Arbeit zu zwingen; so was macht man doch nicht!“ Genia sei vor Heimweh regelrecht krank gewesen. Erschüttert spricht der alte Mann auch von Stefan. „Er hat mir imponiert, dieser nette, korrekte Bursche, ein guter Mensch. Und auch ihn haben die Naziverbrecher umgebracht.“

1943: Der Ortsgendarm, die Gestapo in München, der Nazi-Staats​an​walt und das Sondergericht haben dem Mädchen in den vielen Verhören eine verhängnisvolle Aussage entlockt: „Stefan hat mir geraten, das Haus meines Bauern anzuzünden.“ „Beim Käsewasserholen in der Dorfsennerei hat sie mir ihr Leid geklagt“, sagt der junge Pole aus. „Ich habe ihr, aber nur im Spaß – und dabei habe ich doch gelacht! –, gesagt: Zündest halt dem Bauern das Haus an.“ Stefan, den sie zu​nächst laufen lassen, wird alsbald immer verzweifelter betteln, ihm doch diesen bloßen Scherz zu glau​ben. Umsonst. Das Gericht wir die Jugendlichen „als Polen“ gnadenloser verurteilen, als es selbst die völ​ker​rechts​widrige „Polenstrafrechts​verordnung“ des Nazir​egimes ver​langt. Die Sonderrichter könnten ihnen auch einen „minder schweren Fall“ zubilligen, sie am Leben lassen. Die Ersatz​strafe: viele Jahre Zuchthaus.

Im Schnellverfahren

Zusammen mit dem Staatsanwalt reisen die NS-Richter am 13. Mai 1943 nach Kempten, um Genia im üblichen Schnellverfahren zu richten. Es beginnt um neun Uhr, umschließt noch eine Fahrt des Gerichts zum „Tatort“ in Bachtel und endet gegen 16 Uhr mit dem Todesspruch. Urteile alle Sondergerichte sind „sofort rechtskräftig“. Todeskandidaten können nur noch Hitler um Gnade anflehen. Als Zeuge vorgeladen, ist Heinrich Stefan Gura im Gerichtssaal verhaftet worden. Dort bricht er wenige Wochen später mit einem Weinkrampf zusammen, als man auch ihm das Todesurteil verkündet.

1989: Der alte Mann steht in der Tenne, dem Tatort: „Es ist fast alles noch wie damals, auch das Tor. Das war an jenem Abend hundert​prozentig verschlossen. Ich habe es bei Gott dem Allmächtigen im Kemptner Gericht beschworen.“ So steht es auch im Urteil. Dennoch entschieden die Richter: Das Tor sei nicht verriegelt gewesen. Genia sei „entweder Haupttäterin oder Mittäterin Gurats“ oder es habe sich eben umgekehrt verhalten. Stefan sei durchs „offene“ Tor herein- und herausgeschlüpft oder „habe sich auf dem Heuboden auf der Wagenremise versteckt.“ Der Bauer heute wie damals: „Unmöglich, ich hätte ihn hören und sehen müssen, damals als ich Genoveva sah, wie sie das Reisigbüschelchen löschte.“

1943: Genia diktiert im Gefängnis dem Dolmetscher ihren „Akt der Bitte“ an Hitler und NS-Reichs​justiz​minister Thierack. Des Schrift​deutschen nicht ganz mächtig, tippt der Dolmetscher auf ein halbes Blatt: „Ich bin zum Tode verurteilt für dass Anbrennen des Anwesens da nichts angebrant ist und nichts kaput ist. Von meiner Arbeit sind alle zufrieden. Bin gekommen am 9.3.1940 und hab gearbeitet bis 17.11.1942 und von der Zeit an bin ich verhaftet und noch nie gestraft gewesen. Ich bitte sehr um Freisprechung vom Todesurteil. Ich bitte den guten deutschen Führer meine Schuld zu verzeihen und andere Strafe abzubüßen. Genowefa Sieradcka, geboren am 15.12.1924 in Nowa-Wiess, Post Naglowice, Be​zirk Kielce.“

Die Halbwaise hat keine Hoffnung mehr. In der Akte liegt die Übersetzung eines Abschiedsbriefs: „Geliebte Mutter, ich bin zum Tode verurteilt. Hoffe nicht, daß ich zurückkehre. Gern möchte ich euch wiedersehen. So lange war ich schon nicht zu Hause. Mütterchen, denke nicht viel nach. Schreibe meinem Bauern, daß er alle meine Kleider absendet an Dich. Später soll es sich Hannchen nehmen. Herzlichen Händedruck an alle. Es küsst Euch herzlich Eure Tochter Genia. Bitte, weinet nicht. Auf Wiedersehen Mama, Schwesterchen und Bruder. Ich küsse Euch herzlich. Ich bitte: Weinet nicht. Ich weine die ganzen Tage und Nächte lang. Grüße –„

Tod statt Arrest

Das „Tatmotiv“ Genias hätten sie nicht klären können, protokollieren die Richter. Sie kannten das rechtsstaatliche Jugendrecht, das die Nazis in ihrem Rassenhaß jedoch für junge Polen abgeschafft hatten. Genia hätte nach zivilisiertem Recht allenfalls kurzen Arrest bekommen, erläutert der Bremer Jugendrichter Harald Schmacke. Er ist mitverantwortlich für die unlängst ergangene Entscheidung des Landgerichts Bremen, die den heimwehkranken, von der NS-Justiz zum Tode verurteilten und hingerichteten 16-jährigen Polen Walerjan Wrobel – ebenfalls ein „Brandstifter“, ebenfalls kein Schaden – 44 Jahre nach dessen Enthauptung für unschuldig erklärt und rehabilitiert hat.

Die Akten der Münchner NS-Son​der​justiz liegen vollständig erhalten im Staatsarchiv der bayerischen Lan​des​hauptstadt: 10 000 in den 70er Jahren archivarisch geordnete und erschlossene Papierbündel. Sie lieferten die Belege für eine Reihe krasser Justizmorde und weiterer rechtswidriger Todesurteile, die gegen das internationale Gebot verstoßen, nicht grausam und übermäßig zu richten. Auf die Anfrage, ob die Justiz bereit sei, die NS-Akten der Sondergerichte auf revisionsbedürftige Unrechtsurteile zu prüfen und die Opfer selbst nebst deren Familien zu rehabilitieren, antwortet im Auftrag der bayerischen Justizministerin Ministerialrat Dr. Reimer Rohlff: „Da die Sondergerichtsakten zum großen Teil nicht mehr vorhanden sind, bliebe eine Überprüfung der vorhandenen Akten in jedem Falle unzulänglich und zufällig. Eine generelle Überprüfung durch die Staatsanwaltschaft ist – soweit ersichtlich – bisher nicht erfolgt. Ich halte in Übereinstimmung mit den Herrn Generalstaatsanwälten bei den Ober​landesgerichten München, Nürn​berg und Bamberg eine solche Überprüfung durch die Staatsanwaltschaft heute auch nicht mehr für sinnvoll“.

Bachtel im Sommer 1989: Bestürzt liest Pfarrer Friedrich Rosenberger (77) in Maria Rain, zu dessen Wallfahrtskirche und Pfarrsprengel das Dörfchen Bachtel gehört, Kopien aus der Akte Genia Sieracka. Seit 24 Jahren dort im Amt, hat er von der Tragödie nie etwas gehört. „Dann sind die jungen Leute vermutlich hier in meine Kirche gegangen“, sinnt er. 46 Jahre nach der Hinrichtung Genias und Stefans, am 3. Sep​tem​ber, will er für die beiden eine Jahres​messe lesen.

[ Nachtrag ]

Der Weiler Bachtel gehört zum Ort Maria Rain (Gemeinde Oy-Mittelberg, Landkreis Oberallgäu): [ http://de.wikipedia.org/wiki/Maria_Rain_%28Bayern%29 ]

[ www.oy-mittelberg.de ]

2  ZWANGSARBEIT
2.1  Definitionen

 "
Zwangsarbeit, eine Art der schweren Freiheitsstrafe, die auf Ausnutzung der mensch​lichen Arbeitskraft für öffentliche Zwecke gerichtet ist (z.B. Einsatz auf Galeeren oder in Queck​silber​bergwerken oder auf sogenannten Sträflingsinseln). In der Sowjetunion wurden große Bau​vorhaben von Zwangsarbeitern ausge​führt. Zwangsarbeit bestimmte das Leben in den Konzentrations​lagern des nationalsozialistischen Regimes; während des 2. Weltkrieges wurden auch Aus​länder aus den besetzten Gebieten zur Zwangs​arbeit in das Reich gebracht. Heute verbietet Art. 12 Abs. 3 GG [Grundgesetz] jede mit Zwangs​mitteln durchsetzbare hoheitliche Her​anziehung zur Arbeit (ebenso Art. 4 Abs. 2, 3 der Europäischen Konvention zum Schutze der Menschen​rechte, EMRK) außer im Rahmen einer herkömmlich für alle gleichen öffentlichen Dienst​leistungs​pflicht (z.B. gemeind​liche Hand- und Spanndienste). Die Arbeitspflicht des Strafge​fangenen und die mili​tärische Dienstpflicht fallen nicht unter Art. 4 Abs. 3 EMRK. Bei einer gerichtlich angeordneten Freiheitsentziehung ist Zwangsarbeit nach Art. 12 Abs. 3 GG zulässig. Die Arbeit dient im Strafvoll​zug nicht der Ausbeutung, sondern der Resozialisierung [Wiedereingliederung in die Gesellschaft] des Verurteilten, der durch sinnvolle Beschäf​ti​gung befä​higt werden soll, nach seiner Entlas​sung in sozialer Ver​antwortung ein Leben ohne Straftaten zu führen." 

(aus: Bertelsmann Lexikothek)

 "
Zwangsarbeit,

'jede Art von Arbeit oder Dienstleistung, die von einer Person unter Androhung irgend​einer Strafe verlangt wird und für die sie sich nicht freiwillig zur Verfügung gestellt hat' (Defini​tion der Internationalen Arbeitsorganisation [IAO] von 1930). [...]


In vielen Staaten wurden und werden gleichwohl Personen aus politischen, wirtschaft​lichen und ideologischen Gründen systematisch Zwangsarbeit unterworfen. Im national​sozialisti​schen Deutschland wurden die Häftlinge der Konzentrationslager zu Zwangs​arbeit herangezo​gen. Während des Krieges, besonders seit 1942, wurden Kriegsgefan​gene zu Zwangsarbeit eingesetzt und sogenannte Fremdarbeiter aus den besetzten europäischen Staaten nach Deutschland deportiert, um deutsche Arbeitskräfte für den Militärdienst freizumachen (im September 1944 insgesamt etwa 7,5 Millionen Kriegs​gefangene und Fremdarbeiter). Der dafür verantwortliche 'Generalbevollmächtigte für den Arbeitseinsatz', F. Sauckel, wurde 1946 in den Nürnberger Prozessen zum Tode verurteilt." 

(aus: Meyers Enzyklopädi​sches Lexikon)

Artikel 12 [Berufsfreiheit] Grundgesetz
 "
(1)
[...]


(2) Niemand darf zu einer bestimmten Arbeit gezwungen werden, außer im Rah​men einer herkömmlichen allgemeinen, für alle gleichen öffentlichen Dienstleistungs​pflicht.


(3) Zwangsarbeit ist nur bei einer gerichtlich angeordneten Freiheitsentziehung zuläs​sig." 

In vielen anderen Staaten gibt es auch heute noch Zwangsarbeit oder sogar Sklaverei. Das Bei​spiel aus der Augsburger Allgemeinen vom 02.01.1993 ist eines von vielen.

Brief gegen das Vergessen 

Zwangsarbeit für Verweigerer
Russe Sokolov lehnte Militärdienst ab - Zwei Jahre auf Baustelle

(AZ). An Menschen, die politisch ver​folgt, gefol​tert oder wegen ihrer Über​zeugung inhaf​tiert werden, erinnert am​nesty inter​national mit ihren Briefen ge​gen das Ver​gessen.


Der 21jährige Russe Dmitry Sokolov wurde im Mai 1991 zu zwei Jahren Zwangs​arbeit verurteilt, weil er sich wei​gerte, zum Militär​dienst eingezo​gen zu werden. Zwi​schen 1988 und 1990 hatte der Zeuge Jeho​vas mehrmals die An​nah​me sei​ner Einberu​fungspapiere abge​lehnt. Seine Strafe leistet er in Tver ab. Militär​dienst lehnt Sokolov aus religiösen Grün​den ab. Zwangsarbeit bedeu​tet, auf einer Baustelle zu arbeiten und sich nicht frei bewegen zu können. Die Bedingun​gen, unter denen gewalt​lose politi​sche Gefan​gene Zwangs​arbeit leisten müs​sen, seien mit Haft ver​gleich​bar, so amne​sty. Kriegs​dienstver​weige​rerung aus Gewis​sens​grün​den wird von den Vereinten Natio​nen als legitime Aus​übung des Rechts auf Ge​danken-, Ge​wis​sens- und Religionsfreiheit 


ange​se​hen. Obwohl in Rußland das Recht auf Kriegsdienst​ver​weige​rung zunehmend disku​tiert wird, wur​de bisher keine Ge​setzesinitia​tive ge​startet, um die Lage der Verweigerer zu verbes​sern. Die Möglich​keit zivilen Er​satz​dienst zu lei​sten exi​stiert nicht.


amnesty international bittet: Schreiben Sie in gutem Russisch, Englisch oder auf deutsch höf​lich formulierte Briefe mit der Bitte, Dmitry Soko​lov freizulassen und eine zivile Alterna​tive zum Mili​tär​dienst ein​zu​führen, an:

Präsident Boris Jelzin

Kreml

Moskau

Rußland

und eine Kopie an:

Kanzlei der Botschaft der Union

der russischen Förderation

Waldstraße 42

5300 Bonn 2

2.2  Zwangsarbeit im Zweiten Weltkrieg

Der 2. Weltkrieg
 brach aus mit dem Überfall Hitlers auf Polen am 01.09.1939 (Kriegs​ende 08.05.1945). Zwei Tage später folgten die Kriegserklärungen Englands und Frank​reichs an Hitler. Polen wurde im "Blitzkrieg" überwältigt und zwi​schen Deutschland und der Sowjet​union auf Grund des Hitler-Stalin-Pakts geteilt.

Bei Kriegsausbruch 1939 herrschte in Deutschland Vollbeschäf​tigung. Die wach​sende Zahl von Einberufun​gen zur Wehrmacht und der ständig stei​gende Materialbedarf der militäri​schen Führung hatte zur Folge, dass es zu einem Arbeitskräftemangel im Wirt​schaftsleben kam. Für das kriegfüh​ren​de Deutsch​land war dies ein lebenswichtiges, existentielles Problem, das sowohl die für den inneren Frieden notwen​dige Grundver​sorgung der Zi​vilbevölkerung ge​fähr​dete als auch - und dies war entscheidend - die mili​tä​ri​schen Zielsetzungen in Frage stell​te. Der Zu​griff auf die Ar​beitskraft der Bevölkerung in den besetzten Gebieten war inso​fern für die national​sozialisti​schen Machthaber von ent​schei​dender Bedeutung. Vom Erfolg des Ausländer​arbeits​einsatzes hing letzt​lich das politi​sche und militärische Überleben des Natio​nalsozia​lis​mus ab. Ohne die ausländischen Arbeits​kräfte hätte es wohl entweder zum Nieder​gang der deutschen Mi​litärmacht oder aber zu dra​ko​nischen Zwangs​maßnahmen gegen die deut​sche Bevölkerung kommen müs​sen.

Im August 1944 waren insgesamt 7.615.970 ausländische Ar​beitskräfte im Gebiet des "Groß​deut​schen Reiches" registriert. Der weitaus größte Teil der ausländischen Arbeits​kräfte kam nicht frei​willig nach Deutschland (Da​her ist die Bezeichnung "Zwangsarbei​ter" durchaus ge​recht​fertigt.). Zu un​terscheiden sind vier Hauptgruppen von Ausländern, die in der deutschen Kriegs​wirt​schaft einge​setzt wurden: 


a)
Angehörige befreundeter Staaten, die teils freiwillig, teils im Rahmen einer Dienst​ver​pflich​tung, wie sie auch für deutsche Arbeitskräfte galt, zum Ar​beits​einsatz ka​men (Ita​lie​ner, Kroa​ten, Rumänen). Sie waren den deut​schen »Gefolgs​schafts​mitgliedern« im wesentlichen gleichge​stellt und genos​sen gegen​über anderen Ausländern erhebli​che Son​der​rechte und Privile​gien;


b)
Ausländer aus »Feindstaaten«, die zumeist durch Zwangsmaß​nah​men zum Arbeits​einsatz nach Deutschland gepreßt wurden und de​ren Lebens- und Ar​beits​bedingungen sich auf Grund rassenpo​lizeili​cher Reglementie​rung von der vo​rigen Gruppe deutlich unterschie​den (Polen, Russen, Fran​zosen);


c)
Kriegsgefangene, die in der Privatwirtschaft eingesetzt wurden;


d)
KZ-Häftlinge, die - gemäß der nationalsozialistischen Ziel​set​zung »Ver​nich​tung durch Ar​beit« - unter unmenschlichen Bedin​gungen zur Arbeits​leistung gezwun​gen wurden.

Mit der Eroberung Polens eröffneten sich dem deutschen Arbeitsmarkt neue Möglichkei​ten und Perspekti​ven.

Bereits drei Tage nach dem Einmarsch deutscher Truppen nahmen Au​ßenstellen der deut​schen Arbeitsämter ihre Arbeit in den besetzten polni​schen Gebieten auf. Noch in den ersten Monaten nach der Besetzung Polens domi​nierte bei der Beschaffung (Re​krutie​rung) von Arbeitskräften das Prinzip der Freiwil​ligkeit. Die Zahl der Polen, die sich zum Ar​beits​einsatz in Deutschland bereiterklär​ten, blieb jedoch in den folgenden Monaten weit hinter den Er​wartungen der na​tionalso​zialisti​schen Planer zurück. Um der deutschen Kriegs​wirtschaft möglichst viele Polen zu​zuführen, ging man daher be​reits im Frühjahr 1940 zur zwangs​weisen Beschaffung bzw. Rekrutierung arbeitsfähiger polnischer Männer und Frau​en über.

Wirtschaftlicher Druck und körperliche Gewalt wurden zu den gän​gigen Mu​stern der Arbeits​kräfte​beschaffung. Zunächst versuchte man, durch Kürzung der Le​bensmittelzuweisungen oder der Arbeitslosenhilfe die Be​reitschaft zur frei​willigen Meldung zu steigern. Daneben legte man Ge​mein​den und Bezirken Pflichtkon​tingente auf; die Bürgermeister und Dorfschulzen wurden beauf​tragt, die arbeitsfähigen und für die einheimi​sche Wirtschaft ent​behrlichen Einwohner zu benennen und ihre Bereitstel​lung bzw. polizeiliche Zwangsvor​füh​rung zum Transport nach Deutsch​land zu ver​anlassen.

Vielfach wurde die Aufforderung zum Arbeitseinsatz in Deutsch​land durch die Androhung von Druckmitteln und Vergeltungsmaßnahmen gegen Fa​mi​lienange​hörige mit entspre​chendem Nach​druck versehen. Er​gänzend führte die Polizei Razzien durch, umstellte Kinos, Kirchen, ganze Straßenzüge und Dörfer, um eine möglichst wirksame "Auskämmung" ge​eigneter Ar​beitskräfte für das Reich zu errei​chen. Bauern, die sich versteckt hielten, mussten mit der Beschlag​nahme ihres Vieh​bestan​des oder gar ihrer Höfe rechnen; Familienmitglie​der wurden als Geiseln ge​nommen.

Die aus den besetzten polnischen Gebieten verschleppten Ar​beitskräfte konnten den Men​schenhunger der deutschen Kriegswirtschaft nicht befrie​di​gen. Mittlerweile hatte auch die Industrie verstärkten Bedarf vor allem an qualifizierten Arbeitskräften angemeldet. Seit Som​mer 1940 wurden daher Kriegsgefangene aus den besetzten westeuropäischen Ländern in wachsendem Umfang nach Deutschland gebracht. Gleichzeitig be​gann die Arbeitseinsatz​ver​waltung in Frankreich, Belgien und den Nieder​landen mit der Einrichtung von Werbebüros, um zivile Arbeitskräfte zu gewinnen. Da die freiwilligen Meldungen in diesen Ländern den Erwartungen nicht ent​sprachen, griffen die natio​nalsozialistischen Arbeitseinsatzplaner auch hier zu Zwangs​mitteln.

Bis Kriegsende wurden auch die besetzten sowjetrussischen Gebiete zu einem der wichtig​sten Rekru​tierungsfelder der deutschen Arbeitseinsatz​ver​waltung. In allen Ostgebieten setzte eine rücksichts​lose, an Unmensch​lich​keit und Gewalttätigkeit einzigartige Jagd auf die arbeits​fä​hige Bevöl​ke​rung ein, der sich die Menschen vielfach nur durch Flucht oder Selbstzer​stümme​lung entziehen konnten. Millionen russischer Kriegsgefangener und Zivilarbeiter wurden - soweit sie die Strapazen des Transports überlebten - in der Folgezeit nach Deutsch​land ver​schleppt. Bereits nach kurzer Zeit bilde​ten die "Ostarbeiter" die größte Gruppe der ausländi​schen Ar​beits​kräf​te.

Bis Kriegsende führte die Behörde des Generalbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz (Sauckel) der deutschen Kriegswirtschaft insgesamt ca. 5,5 Millionen ausländische Ar​beits​kräf​te aus allen Teilen Europas zu, wobei weniger als 0,2 Millionen freiwillig gekommen sind. 

Die Behauptung der "rassischen Überlegenheit des deutschen Volkes" war ei​ner der Eckpfei​ler der nationalsozialistischen Weltanschauung. Die For​mel vom "Schutz des deutschen Volks​tums" hatte im politischen, recht​li​chen, wirtschaftlichen und kulturellen Handeln oberste Priorität.

Polen und "Ostarbeiter" betrachteten die Nationalsozialisten als "völkische Gefahr", deren be​haupte​te Minderwertigkeit und Kulturlosigkeit eine son​der​rechtliche Behandlung unabding​bar machte. Dies betraf nicht nur die Menschen in den besetzten Ostgebieten selbst, sondern vor allem jene Po​len und "Ostarbeiter", die als billige Arbeitskräfte nach Deutschland ver​schleppt worden waren. Bereits die Zuschreibung der "Artfremdheit" - die eine gleicherma​ßen feindli​che "Minderwer​tigkeit" einschloss - ge​nügte, um Polen und Ostarbeiter als Fein​de des national​sozialistischen Deutsch​lands zu kenn​zeich​nen, mit der Folge des Verlustes ihrer individuel​len Rechts​persönlichkeit (Rechtlosigkeit). ​Gemeinsam mit den Juden fanden sie sich am unteren Ende der na​tio​nal​sozia​listischen Hierarchie wieder.

Seit 1943 wurden die ausländischen Arbeitskräfte in vier Gruppen einge​teilt: 



1.
Germanische Völker



2.
Nichtgermanische verbündete Völker



3.
Nichtgermanische und unter deutscher Hoheit stehende Völker



4.
Ostarbeiter [OST]

Jede Gruppe wurde nach gesonderten Bestimmungen behandelt.

Den Zwangsarbeitern war alles verboten, was nicht ausdrücklich erlaubt war. Sie konnten so die Konsequenzen ihres Handelns zu keiner Zeit verbindlich abschätzen. Auch Sprach- und Verständigungsschwierigkeiten führten zur Nichtbeachtung der Vorschriften, die den Arbeitern meist nur mündlich eröffnet wurden.

Dieses Merkblatt (Sprache: deutsch und polnisch) wurde den Polen nicht ausgehändigt, son​dern nur zum kurzen Durchlesen über​lassen.

Merkblatt für polnische Zivilarbeiter 

	
Nur zum Dienstgebrauch !













    Lediglich zur mündlichen Eröffnung !
Pflichten der Zivilarbeiter und -arbeiterinnen polnischen Volkstums 
während ihres Aufent​haltes im Reich

Jedem Arbeiter polnischen Volkstums gibt das Großdeutsche Reich Ar​beit, Brot und Lohn. Es verlangt dafür, daß jeder die ihm zugewiesene Arbeit ge​wissenhaft ausführt und die bestehen​den Gesetze und Verord​nungen sorgfältig beachtet.

Für alle Arbeiter und Arbeiterinnen polnischen Volkstums im Großdeut​schen Reich gelten folgende besondere Bestimmungen:

1. Das Verlassen des Aufenthaltsortes ist streng verboten.

2. Während des von der Polizeibehörde angeordneten Ausgehver​botes darf auch die Unter​kunft nicht verlassen werden.

3. Die Benutzung der öffentlichen Verkehrsmittel, z.B. Eisen​bahn, ist nur mit besonde​rer Er​laubnis der Ortspolizeibehörde gestattet.

4. Alle Arbeiter und Arbeiterinnen polnischen Volkstums haben die ihnen überge​benen Ab​zeichen [P] stets sichtbar auf der rechten Brustsei​te eines jeden Klei​dungs​stückes zu tra​gen. Das Abzei​chen ist auf dem Kleidungs​stück fest anzu​nähen.

5. Wer lässig arbeitet, die Arbeit niederlegt, andere Arbeiter aufhetzt, die Arbeits​stätte eigen​mäch​tig verläßt usw., erhält Zwangsarbeit im Arbeits​erziehungs​lager. Bei Sabota​ge​hand​lungen und anderen schweren Ver​stö​ßen gegen die Arbeits​disziplin erfolgt schwere Be​strafung, min​destens eine mehrjährige Unter​bringung in einem Ar​beitserzie​hungslager.

6. Jeder gesellige Verkehr mit der deutschen Bevölkerung, ins​besondere der Besuch von Thea​tern, Kinos, Tanzvergnügen, Gast​stätten und Kirchen, ge​mein​sam mit der deut​schen Bevöl​ke​rung, ist verboten. Tanzen und Al​koholge​nuß ist nur in den, den pol​ni​schen Arbeitern beson​ders zugewie​se​nen Gast​stätten gestat​tet.

7. Wer mit einer deutschen Frau oder einem deutschen Mann ge​schlecht​lich verkehrt oder sich ihnen sonst unsittlich nähert, wird mit dem Tode bestraft.

8. Jeder Verstoß gegen die für die Zivilarbeiter polnischen Volkstums er​lassenen Ver​ord​nun​gen und Bestimmungen wird in Deutschland bestraft, eine Abschie​bung nach Polen erfolgt nicht.

9. Jeder polnische Arbeiter und jede polnische Arbeiterin hat sich stets vor Au​gen zu halten, daß sie freiwillig zur Arbeit nach Deutschland gekom​men sind. Wer diese Arbeit zufrie​dens​tellend macht, erhält Brot und Lohn. Wer jedoch lässig arbei​tet und die Be​stimmungen nicht beachtet, wird beson​ders wäh​rend des Kriegszustandes unnach​sich​tig zur Rechenschaft gezo​gen.

10. Über die hiermit bekanntgegebenen Bestimmungen zu sprechen oder zu schreiben, ist streng​stens verboten. 


Die Kontrolle und Überwachung der ausländischen Arbeitskräfte lag im Zu​ständigkeitsbe​reich der Polizeibehörden und der Gestapo (Geheime Staatspolizei). Letztlich lag es im Er​messen der Polizei​​be​hörden, ob Staats​anwalt​schaft und Gericht einge​schaltet wurden oder ob der Betroffene im Rah​men des polizeilichen Sanktio​nierungs- und Disziplinierungsinstrumen​tari​ums bestraft wurde. Bei Ver​stö​ßen gegen die Arbeitsdisziplin, Flucht usw. erfolgte unter Umge​hung der Justiz die Einwei​sung in ein Arbeits​erzie​hungs​lager zu "schwerer Arbeit". Schwerwiegende Verfehlungen führ​ten auf unbe​stimmte Dauer zur Einweisung in ein Kon​zen​trationsla​ger oder zur "Sonder​behandlung" (Er​hängen). Die Zustän​de in den Arbeits​erzie​hungslagern unterschieden sich kaum von den Verhält​nissen in einem Konzen​trationslager. Unter ständigen Schikanen durch die Wachmann​schaften wur​den die Häftlinge zu "besonders schweren Arbeiten" ein​ge​setzt.

Oftmals wurde auf die Durchführung ordentlicher Strafverfahren gegen die als rassisch min​derwer​tig eingestuften Polen und Angehörige der Ostvölker verzichtet.


"Unter dem Gedanken der Freimachung des deutschen Volkskörpers von Polen, Rus​sen, Ju​den und Zigeunern und unter dem Gedanken der Frei​machung der zum Reich kommenden Ostgebiete als Sied​lungsland für das deutsche Volkstum be​absichtige ich, die Strafverfolgung gegen Polen, Rus​sen, Juden und Zigeuner dem Reichsführer SS zu überlassen. Ich gehe hier​bei davon aus, daß die Ju​stiz nur in kleinem Umfang dazu beitragen kann, Angehö​rige dieses Volkstums auszurotten."

Reichsjustizminister Thierack, Oktober 1942 

3  DAS SCHICKSAL VON MICHAŁ KWIK
Zum Gedenken an

M I C H A Ł   K W I K
(polnischer Zwangsarbeiter)

* 28.9.1922 in Różaniec

Hingerichtet als Opfer des

Nationalsozialismus

am 7.2.1944 in Aulzhausen
Auch in Aulzhausen (Landkreis Aichach-Friedberg) wurden vor allem französi​sche und polni​sche Zwangsarbeite​r/Innen vor​nehm​lich in der Land​wirtschaft eingesetzt. Dabei ging es den Zwangsarbei​tern in Aulz​hausen noch relativ gut, da es hier wenig Parteimit​glieder der NSDAP oder ande​re eingefleisch​te, fanatische Nationalsozialisten gab. Man nahm es auch mit den Bestimmun​gen und Gesetzen für die Zwangsarbeiter nicht so genau. Rassenideologi​sche Vor​behalte spielten für die Bauern vielfach keine Rolle, solange die Ausländer ihre Tätigkeit zufriedenstellend verrichteten. Darüber hinaus galten die Polen der Landbevölke​rung als "gute Katholi​ken".

Einer dieser unfrei​wil​ligen "Landarbei​ter" war der Pole Michał Kwik (Michael Kwiß) ge​boren am 28.09.1922 in 23-421 Różaniec, Kreis Biłgoraj (heute Gemeinde Tarnogród). Er kam wahr​schein​lich 1942 nach Aulzhausen und wurde dem Land​wirt Josef Mayr (Hofna​me: Ei​gala) als Ar​beits​kraft zuge​teilt. Der damals 20-jährige Michael war ein überaus kräfti​ger, ja "bären​star​ker", gutaus​sehen​der jun​ger Mann. Das Heimweh plagte ihn sehr. Auch deshalb war Mi​chael anscheinend ein wenig verhaltens​auffällig und wurde deshalb öfters gehänselt oder ausge​lacht. Beim Wirt in der Knecht​kammer spiel​te Mi​chael öfters Kar​ten mit ande​ren Zwangs​arbeitern, wobei er nicht selten betrogen, ge​hän​selt oder für dumm verkauft wurde, was ihn sehr ärgerte.

An einem Adventssonntag 1943 geriet Michael in der Knechtkammer der Aulzhauser Gast​wirt​schaft in Streit mit ein paar anderen Polen. Darauf​hin verließ er wütend und gereizt die Wirt​schaft und ging nach Hause zum Eigala-Bauern. Kurz darauf folgten ihm die zwei jungen Dorf​burschen Xaver W. (ca. 20 J.) und Eduard U. (ca. 10 J.), die den Streit unter den polni​schen Zwangs​arbei​tern mit​ver​folgt hat​ten. Michael, der im Mayr-Hof gerade Schnee räumte, wurde von den beiden mit "steine​halti​gen" Schnee​bällen beschmissen und herausgefordert bzw. provo​ziert. Der jähzornige Michael geriet dabei so außer sich, dass er in den Stall lief und eine Mist​gabel hol​te. Michael verlor vor lauter Zorn und Ärger die Be​herrschung und ging mit der Mistgabel auf die beiden los. Dabei be​kam Xaver W. ei​nen leichten Kratzer ab, und außerdem wur​de die Sol​daten​uniform von Xaver W., der sich gerade auf Heimat​urlaub befand, am rech​ten Arm und an der Seite zerrissen. Danach ver​ließen die beiden Aulzhauser Bur​schen den Mayr-Hof. Xaver W. meldete jedoch diesen Vorfall in seiner Infante​rie​kaserne in Augsburg, in der er zu dieser Zeit statio​niert war. Zwei Tage später sollte Michael ver​haf​tet wer​den. Zwei Affinger Orts-Polizisten wollten ihn verhaften. Michael jedoch, der gerade Holz hackte, setzte sich zur Wehr, ging mit der Axt auf die Polizi​sten los, worauf diese unverrichteter Dinge ab​ziehen mussten. Die Polizisten holten sich daraufhin zur Verstär​kung noch zwei andere Hilfs​polizi​sten. Mit Hilfe von ein paar Aulz​hauser Män​nern umstellten sie den Mayr-Stadel, auf dessen Heu​boden sich Micha​el geflüchtet hatte. Die Polizisten durch​such​ten den Heubo​den, konnten Michael aber nicht finden, da sich dieser so gut versteckt hatte. Darauf​hin zwan​gen die Polizi​sten eine junge polnische Zwangsarbeite​rin (oder den Mayr-Bauern?), die auch beim Mayr arbeitete, Mi​chael vom Heu​boden herunter​zulocken. Am Abend lockte die polni​sche Zwangsarbei​terin (bzw. der Mayr-Bauer) Michael aus sei​nem Versteck, indem sie (er) ihm ver​sichernd zum Heubo​den empor​schrie, dass die Polizei schon abgezo​gen wäre. Als Mi​chael hervor​kroch, packte ihn ein Aulz​hau​ser Volks​wehr​ler an der Gur​gel. Michael versuch​te zwar noch zu entkommen und rannte im Stall wild hin und her, hatte aber keine Chance mehr. Er wurde fest​genom​men und ab​trans​portiert.

Der Eigala-Bauer, der den Michael für einen guten Kerl hielt und mit ihm immer zufrieden war, hätte dem Michael gerne geholfen. Nun war es aber zu spät.

Michael wurde abgeführt und ins Gefängnis (oder ins Stammlager nach Moosburg an der Isar?) gebracht. Dort muss​te er bei Wasser und Brot ungefähr acht Wo​chen (oder länger) schwer arbei​ten.

Am 07.02.1944 kamen zwei Polizeiautos der Gestapo nach Aulzhausen und brachten Micha​el und zwei KZ-Häftlinge. Dabei erschraken viele Dorfbewohner, als sie ihn sahen. Durch das Arbeits​lager, die schlechte Ver​sor​gung und Misshand​lungen war der einst so kräftige Michael bis auf die Kno​chen abge​magert und halb ver​hungert. Man musste schon genau hinse​hen, um in dem grün und blau geschlagenen Häuf​chen Elend den einst so statt​lichen Michael Kwiß wieder​erkennen zu können. Mit gebundenen Händen wurde er zu seiner Hinrich​tungsstätte in dem Wald​stück zwi​schen ehemali​ger Schuttgrube und Miede​ringer Stra​ße geführt bzw. getre​ten. Als er dort ankam, musste er seinen eige​nen Sarg mustern, den der Aulz​hauser Schreiner auf Anord​nung eines Affinger SA-Man​nes angefer​tigt hatte. An​schlie​ßend stellte man den 22-jäh​rigen Michael auf ein eigens er​richtetes Podest, die zwei KZ-Häftlinge legten ihm eine Schlinge um den Hals und zogen ihm das Brett unter seinen Füßen weg. Alle pol​nischen Zwangs​arbeiter und Ost​arbeiter aus der Umgebung waren herbeigerufen wor​den und mussten bei diesem trau​rigen Schau​spiel zusehen.

Ein älterer polnischer Zwangsarbeiter vom Aulzhauser Wirt (oder der Mayr-Bauer?), der zuvor schon ge​zwungen werden musste, den Sarg mit dem Ochsenge​spann zum Hinrich​tungsort zu fahren, trans​portierte den Sarg mit dem Leichnam von Mi​chael zum Fried​hof. Mi​chael wurde auf dem Friedhof in Aulzhausen ohne größeres Aufsehen hinter der Kirche "ver​scharrt". Pfarrer Kaiser trug Michael nicht ins kirch​liche Sterbe​register (Kirchenbuch) ein, und es wur​de auch kein Kreuz oder Grab​stein für ihn aufge​stellt. Lediglich im Sterbere​gister der Ge​meinde Aulz​hau​sen wur​de sein Tod ohne An​gabe der To​desursache vom damali​gen Bürger​meister Sturm vermerkt. Es wurden danach noch öfters Ge​heim​polizisten auf dem Friedhof beobach​tet, wie sie die "Grabstelle" von Michael kon​trollierten, ob sie mit Blumen oder Ähnlichem ge​schmückt worden wäre. Auch im Wirtshaus spio​nierten sie, um zu erfah​ren, wie die Aulzhau​ser über die Hinrich​tung von Mi​chael dachten und rede​ten.

Dem Mayr und vie​len im Dorf ging die Tragödie um den armen, anstän​digen Michael ziem​lich zu Herzen. Der damalige Eigala-Bauer war mit dem Michael im​mer sehr zufrieden gewesen und sah in ihm einen ordentli​chen, guten Kerl. Es war ihm sehr arg, als er ge​hängt wurde.

(Xaver W. kam aus dem Krieg nicht mehr zurück.)

[ Nachtrag ]

Nach Auskunft von Michaels Schwester war Michael, bevor er nach Aulzhausen kam, an einem anderen Ort in Deutschland als Zwangsarbeiter eingesetzt. Dort hatte er einen Unfall oder wurde zusammengeschlagen. Die Verletzungen waren anscheinend so schwer, dass Michael einen bleiben​den Schaden (Verhaltensauffälligkeit) erlitt.

4  SCHLUSSBEMERKUNG
Das Schicksal von Michał Kwik ist wirklich sehr, sehr traurig. Ich glaube, die Tränen der Bitterkeit, der Traurigkeit und der Wut über die Grausam​kei​ten im Dritten Reich könnten ganze Meere füllen. Ich kann die Verwandten von Michael nicht um Verzeihung bitten, da unsere Generation die mehr oder weniger große Schuld unserer Väter und Mütter bzw. unserer Großvä​ter und Großmütter nicht über​nehmen wird bzw. übernehmen kann. Wir möchten ihnen und dem polnischen Volk jedoch die Hand zur Versöhnung reichen, und wir würden uns freuen, wenn sie sie ergreifen würden.

Mir liegt es fern, mit meiner Arbeit irgendwen in Misskredit zu bringen oder zu be​schuldi​gen. Ich denke, Schuldzuweisungen sind heutzutage fehl am Platze. Auch sollte man sich durch die Ver​gan​genheit nicht mehr beleidigen lassen oder in Schuldgefühlen versinken. Ver​gangenheitsbewältigung verlangt nicht ständiges Bekennen von Schuld, aber sie verlangt Erinnern und nicht Verdrängen. Erinnern wiederum kann nicht ungeschehen machen, aber die Wiederholungswahr​scheinlichkeit verringern. Wer vergisst, wiederholt die Fehler der Vergangen​heit.

Wir haben heute zwei Möglich​keiten zur Aus​wahl. Wir können die Vergangenheit vergessen oder vergraben und darauf hoffen, dass dies auch die polnischen Bürger tun, oder wir lassen die deutsch-polnische Versöh​nung Wirklichkeit werden, indem wir uns um gegen​seitige Freund​schaft und Part​nerschaft bemühen. Aulzhausen bzw. die Gemeinde Affing hat die Mög​lichkeit, die Hand zur Ver​söh​nung auszustrecken. Im Hinblick auf die Ereignisse im ehemali​gen Jugos​lawien sollten wir diese Mög​lichkeit nutzen und aktiv für die Sicherung des Friedens zwischen unseren Völkern eintreten.

5  ANHANG


5.1  Versöhnung ist nicht möglich ohne Wahrheit!



5.2  Versöhnung und Partnerschaft machen Frieden erst möglich!



5.3  Ein Mahnmal soll an Michael Kwiß erinnern



5.4  Mahnmal für jungen Polen befürwortet

5.1  Versöhnung ist nicht möglich ohne Wahrheit!

An den

Bürgermeister von Affing

Helmut Tränkl

Aulzhausen, 12.03.1993

Sehr geehrter Herr Bürgermeister,

sehr geehrte Gemeinderatsmitglieder,

hiermit beantrage ich die Genehmigung für die Errichtung bzw. Aufstellung eines "dau​erhaf​ten" Mahnmales bzw. Gedenkkreuzes für den im Aulzhausener Friedhof begrabenen polni​schen Zwangs​arbeiter Michał Kwik (* 28.9.1922 in Różaniec, † 7.2.1944 in Aulzhausen).

Begründung:
"Versöhnung ist nicht möglich ohne Wahrheit!"
Das traurige Schicksal von Michael gehört zur Geschichte unserer Pfarrgemeinde, unseres Dorfes und unserer Gemeinde Affing. Wir können sie nicht ungeschehen machen. Ande​rer​seits sollten und dürfen wir sie gerade in der heutigen Zeit nicht verleugnen.

Ein Gedenkkreuz für Michael wäre ein erstes Zeichen der Dankbarkeit (für die geleistete Arbeit der Zwangsarbeiter) und ein Zeichen der Versöhnung. Ver​söhnung bedeutet Beseiti​gung von Feindschaft und Vorurteilen und verbietet das gegenseitige Aufrechnen von Schuld. Das Gedenkkreuz soll daher kein Zeichen der Schuldigkeit sein, sondern ein Zeichen des Friedens und der Versöhnung mit Michael, seinen Angehörigen und dem polnischen Volk. Ein Gedenkkreuz für Michael soll zum einen an den Verstorbenen selbst und an sein Schick​sal er​innern, zum anderen aber ein erstes Zeichen der Versöhnung und des Friedens sein und den Beginn einer Freundschaft und Partnerschaft mit den Menschen in und aus Polen markie​ren. Gleichzeitig soll dieses Mahnmal an die Grausamkeiten und Ungerechtig​keiten der NS-Diktatur und deren vielen unschuldigen Opfern erinnern.

Wir in Aulzhausen bzw. in der Gemeinde Affing haben heute die Möglichkeit für den Frie​den mit unseren polnischen Nachbarn etwas zu tun. Ein "Versöhnungskreuz" kann der Anfang einer kirch​lichen und kommunalen Partnerschaft und Freundschaft sein.

Ich bitte Sie daher, sich für die Aufstellung eines Gedenkkreuzes für Michael einzusetzen und Ver​söhnung und Partnerschaft mit all ihren Chancen und Möglichkeiten Wirklichkeit werden zu lassen. Außerdem möchte ich Sie bitten, die Angehörigen von Michael offiziell nach Aulzhausen einzuladen, um ihnen so den Besuch der Grabstätte von Michael zu ermöglichen. Auch würde ich vorschlagen, den Bürgermeister von Różaniec zu den Einweihungs​feierlich​keiten einzuladen. 

Ich hoffe, daß Sie und der Gemeinderat meinem Antrag stattgeben werden - auch im Hinblick auf die gegenwärtigen Geschehnisse bezüglich Rechtsradikalismus, Rassismus und Aus​länder​haß in Deutsch​land.

Mit freundlichen Grüßen

   Johannes Grabler
5.2  Versöhnung und Partnerschaft machen Frieden erst möglich!

An den

Bürgermeister von Affing

Helmut Tränkl

Aulzhausen, 12.03.1993

Sehr geehrter Herr Bürgermeister,

sehr geehrte Gemeinderratsmitglieder,

hiermit beantrage ich die Aufnahme von partner​schaftlichen Beziehungen mit dem Ziel der Begrün​dung einer Gemeindepartnerschaft zwischen unserer Gemeinde Affing und der polni​schen Gemeinde Różaniec bzw. Tarnogród.

Begründung:
"Versöhnung und Partnerschaft machen Frieden erst möglich!"
Viele Städte und Gemeinden haben heute Partnerstädte oder Partnergemeinden im Ausland. Viele glauben sogar, daß diese "Gemeinde‑Außenpolitik" der Kommunen einen wesentlichen Anteil an der europäischen Versöhnung und Einigung hatte.

Die Gemeinde Affing, die bisher noch keine Partnerschaft eingegangen ist, kann für die Versöhnung und für den Frieden mit unseren polnischen Nachbarn etwas tun. Sie kann Różaniec bzw. Tarnogród die Hand zur Versöhnung reichen. Die Gemeinde Affing kann ihre Partnerschaft und Hilfe anbieten, und sie kann einen Beitrag zur Völkerverständigung leisten. Die schwerbelastete Vergangenheit, die auch durch Feindschaft und Krieg zwischen den Nachbarvölkern geprägt war, kann man nicht mehr ungeschehen machen. An der heutigen Zeit können wir bzw. kann die Gemeinde Affing aber aktiv mitarbeiten. Affing kann einen Grundstein für die Aussöhnung unserer Völker legen und den Ver​söhnungsprozeß vor​antrei​ben.

Dazu kommt noch, daß durch das Schicksal des Zwangsarbeiters Michael Kwiß zwischen Affing und Różaniec schon "traurige Beziehungen" bestehen, welche durch "freund​schaftliche Beziehun​gen" ersetzt werden könnten.

Auch steckt Polen heute in einer schwierigen Phase des Umbruchs von der Plan‑ in die Marktwirt​schaft. Die Arbeitslosigkeit ist gestiegen, die Preise für Lebensmittel sind ex​plo​diert, die Unzufrieden​heit wächst. Die Gemeinde Affing sollte deshalb ihre Hilfe und Part​nerschaft anbieten. Im Hinblick auf die Ereignisse im ehemaligen Jugoslawien wäre diese Partnerschaft sicher eine gute Investition in den Frieden. Der Friede in Europa und in Deutschland ist ein zerbrechliches Geschenk, das wir nicht als Selbstverständlichkeit erachten dürfen. Wir sollten den Mut aufbringen, aktive Friedensarbeit zu leisten und diese "Gemein​departnerschaft" Wirklichkeit werden lassen.

Natürlich weiß ich, daß viel Zeit und Energie nötig sein werden, um eine kommunale Part​nerschaft zu initiieren, zu organisieren und am Leben zu halten. Viel Überzeugungs​arbeit und Diskussions​bereit​schaft werden nötig sein, damit eine solche Freundschaft auch zwischen den Bürgern der Partnergemein​den wachsen kann. Der Gemeinderat kann diese Arbeit nicht alleine leisten. Schulen, Volkshochschulen, Kirchengemeinden, Firmen, Vereine usw. müssen eine Gemeindepartnerschaft mit Leben füllen, sonst wird sie nur auf dem Papier existieren. Das Beispiel der Gemeinde Sielenbach zeigt aber, daß auch eine kleine Gemeinde durchaus imstande ist, partnerschaftliche Beziehungen zum Ausland zu unterhalten.

Mit freundlichen Grüßen

   Johannes Grabler

[ Nachtrag ]

Statt Różaniec, dem Geburtsort von Michael Kwiß in Ostpolen, wurde ab 1994 Łobez als Partnerstadt favorisiert, da die zwei Schwestern des ermordeten Zwangsarbeiters dort wohnen und sich die Kontakte zu ihnen und zur Łobezer Stadtverwaltung sehr positiv entwickelten. Im Juni 1994 bei der Einweihung des Friedens-Mahnmals konnte ein freundschaftlicher Anfang durch die Partnerschaft zwischen den Kirchengemeinden Aulzhausen und Łobez gemacht werden. 1997 wurde die kommunale Partnerschaft zwischen der Gemeinde Affing und der Stadt Łobez geschlossen.

5.3  Ein Mahnmal soll an Michael Kwiß erinnern

Ein Mahnmal soll an Michael Kwiß erinnern

Polnischer Zwangsarbeiter gehenkt – Versöhnung als Ziel 

[ Gert-Peter Schwank in: Aichacher Nachrichten vom 3./4. April 1993, S.64 ]

	Aulzhausen / Affing

Am 7. Februar 1944 wurde der 21jährige polnische Zwangsarbeiter Michael Kwiß, geboren am 28. Sep​tember in Rozaniec, von der Gestapo in einem Waldstück bei Aulzhausen zwischen ehemaliger Schuttgrube und Miederinger Straße gehenkt.

Vorher mußte er seinen eigenen Sarg mustern. Anschließend stellte man Michael auf ein Podest. Zwei KZ-Häftlinge, di von einem Polizeifahrzeug der Gestapo an diesem Wintertag ebenfalls nach Aulzhausen gebracht worden waren, legten dem jungen Polen eine Schlinge um den Hals und zogen ihm das Brett unter seinen Füßen weg. Alle polnischen Zwangsarbeiter und Ostarbeiter aus der Umgebung waren herbeigerufen worden und mußten diesem traurigen Schicksal zusehen.

Nach Streit verhaftet

Michael war wahrscheinlich 1942 als landwirtschaftlicher Zwangsarbeiter nach Aulzhausen gekommen und wurde nach einem Streit in der Knechtkammer der Gastwirtschaft, der sich später mit zwei Dorfburschen auf dem Gelände des Mayer-Hofs fortsetzte, verhaftet. Zunächst war er noch mit der Axt auf zwei Polizisten losgegangen, die ihn erst mit Verstärkung festnehmen konnten. Einer der beiden Burschen hatte bei der Auseinandersetzung mit Michael einen leichten Kratzer ab​be​kommen, dem anderen, der sich gerade auf Heimaturlaub befand, war die Uniform beschädigt worden [worauf dieser dies in seiner Kaserne meldete].

Michael, der von den beiden gehänselt und mit Schneebällen beworfen worden war, hatte sich mit einer Mistgabel zur Wehr gesetzt und mußte deshalb nach mehrwöchiger Inhaftierung in Moosburg fern der Heimat sterben. Er wurde im Aulzhauser Friedhof irgendwo an der Kirchenmauer verscharrt. Das Schicksal dieses jungen polnischen Zwangsarbeiters läßt Johannes Grabler nicht ruhen.

In einem Schreiben an Bürgermeister Helmut Tränkl und an die Affinger Gemeinderäte beantragt Johannes Grabler die Errichtung bzw. Aufstellung eines dauerhaften Mahnmals oder Gedenkkreuzes im Aulzhauser Friedhof für Michael Kwiß [und für die Opfer des National​sozialismus].
	„Versöhnung ist nicht möglich ohne Wahrheit“, schreibt Grabler weiter. Das traurige Schicksal von Michael gehöre zur Geschichte der Pfarrgemeinde, „unseres Dorfes und der Gemeinde Affing“. Grabler wörtlich: „Wir können sie nicht ungeschehen machen. Andererseits sollten und dürfen wir sie gerade in der heutigen Zeit nicht verleugnen.“

Ein Gedenkkreuz für Michael wäre ein erstes Zeichen der Dankbarkeit (für die geleistete Arbeit der Zwangsarbeiter) und ein Zeichen der Versöhnung. Versöhnung bedeute Beseitigung von Feindschaft und Vorurteilen und verbiete das gegenseitige Aufrechnen von Schuld.

Johannes Grabler vertritt in seinem Schreiben an die Gemeinde die Auffassung: „Das Gedenkkreuz soll daher kein Zeichen der Schuldigkeit sein, sondern ein Zeichen des Friedens mit Michael, seinen Angehörigen und dem polnischen Volk.“

Ein Gedenkkreuz könnte aber auch der Beginn einer Freundschaft und Partnerschaft sein. Deshalb hat Johannes Grabler weiter die Aufnahme einer Gemeindepartnerschaft zwischen Affing (einschließlich Aulzhausen natürlich) und dem polnischen Heimatort Michaels, Rozaniec, beantragt [Versöhnung und Partnerschaft machen Frieden erst möglich!]. Der Affinger Gemeinderat wird sich in seiner Sitzung am kommenden Dienstag [...] mit den Anträgen von Johannes Grabler befassen.

Die Gemeinde Affing sollte nach Auffassung von Johannes Grabler ein Zeichen setzen und der polnischen Ortrschaft in schwierigen Zeiten „Hilfe und Partnerschaft“ anbieten.

„Viel Überzeugungsarbeit und Diskussionsbereitschaft werden nötig sein“, schreibt der Antragsteller, „um eine kommunale Partnerschaft zu organisieren und am Leben zu erhalten, damit auch eine Freundschaft zwischen den Bürgern der beiden Partner wachsen kann.“ Der Gemeinderat könne diese Arbeit allein nicht leisten. Schulen, Volkshochschulen, Kirchengemeinden, Firmen und Vereine müßten diese Partnerschaft mit Leben erfüllen. Das Beispiel der Gemeinde Sielenbach zeige auf, „daß auch eine kleine Gemeinde durchaus imstande ist, derartige Beziehungen zu unterhalten“.


5.4  Mahnmal für jungen Polen befürwortet

Mahnmal für jungen Polen befürwortet

Gemeinderat steht aber Partnerschaft skeptisch gegenüber 

[ Georg Klostermeir in: Aichacher Nachrichten vom 8./9. April 1993, S.36 ]

	Affing (gk).

Mit einem Geschehen aus dem Jahr 1942 hatte sich Affings Gemeinderat zu befassen. Im Mittelpunkt der Sitzung stand ein Antrag von Johannes Grabler, der auf dem Friedhof ein Erinnerungskreuz für einen jungen Polen errichten möchte, der am 7.2.1944 von der Gestapo hingerichtet worden ist.

Daß ein Kreuz aufgestellt wird, stand [bei drei Gegenstimmen] hierbei für das Gremium außer Frage, Thema der Diskussion war vielmehr, was auf der anzubringenden Messingtafel stehen soll.

Vom Einfachen Hinweis auf das „Opfer des Nationalsozialismus“ bis hin zur Verdeutlichung der ungerechten Hin​richtung lauteten die Vorschläge, wie an den polnischen Zwangsarbeiter erinnert werden sollte. Schließlich einigte man sich mit dem anwesenden Initiator Johannes Grabler darauf, neben den Personendaten eine Schrift „Hin​gerichtet als Opfer des Nationalsozialismus in Aulz​hausen am 7.2.1944“ anzubringen.

Schwestern einladen

Das mannshohe schmiedeeiserne Kreuz [von Johannes Grabler gefertigt] soll auf einer freien Grabstelle aufgestellt werden und für das nur 22 Jahre alt gewordene Opfer eine Gedenkfeier gehalten werden. Dazu sollen zwei noch lebende Schwestern von Michal Kwik eingeladen werden. 
	Skeptisch betrachtet wurde allerdings die [von Johannes Grabler] beantragte Partnerschaft mit dem Heimatort des jungen Polen, dem Ort Rozaniec, von dem man noch nichts wisse. Für Albert Brandmeier ist das damals ge​schehene Unrecht nicht der geeignete Grundstock für eine Gemeindeverbindung, und Peter Prang meinte, „hier​zu sollten auch die Einwohner nach deren Meinung gefragt werden“. Weil über die Größe des Ortes Rozaniec und dessen Struktur nichts Näheres bekannt ist, möch​te der Affinger Gemeinderat diesen Punkt noch zurückstellen. „Eine Partnerschaft macht nur Sinn, wenn sie auch mit Leben gefüllt wird und man auch hundertprozentig hinter der Sache steht“, erinnerte Bürgermeister Helmut Tränkl. Bei dem anstehenden Besuch (der genaue Termin steht noch nicht fest) der beiden Schwestern hofft man, mehr über den Ort zu erfahren.

[ Nachtrag ]

Schnell war klar, dass nur eine Partnerschaft mit Lobez (wo Michals Schwestern wohnen) und nicht mit Rozaniec sinnvoll wäre. Daneben waren schon sehr gute Kontakte zu Lobez geflochten worden.
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(Initiiert, gefertigt und aufgestellt von Johannes Grabler)
Kreuz-Einweihung und kirchliche Partnerschaft (Aulzhausen-Łobez) 1994

Offizielle Gemeindepartnerschaft Affing – Łobez (Polen) seit 1997

Bewertung der Seminararbeit mit Referat
In Ihrer Darstellung ist die Verbindung des konkreten Falles mit dem allgemeinen zeitgeschicht​lich-politischen Rahmen gut gelungen. Was man etwas vermißt, sind Hinweise auf Ihre Erfahrungen, die Sie im Dorf bei Ihrem Versuch der "Aufarbeitung der Vergangenheit" gemacht haben. Unabhängig davon verdient allerdings Ihr Engagement in der Sache hohen Respekt.  (Sutor)
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